
Projektorganisation

9RZ-Mitteilungen Nr. 13, Januar 1997

Einordnung des Projektes „Verwaltungsnetz“

Mit der „Konzeption zum DV-Einsatz in der Zentralen
Universitätsverwaltung“ vom November 1993 wurde
erstmalig ein umfassender Überblick zum Stand der
DV-Nutzung und den weiteren Vorhaben auf diesem
Gebiet innerhalb der Zentralen Universitätsverwaltung
(ZUV) erarbeitet. Das Projekt „Verwaltungsnetz“ stellt
innerhalb der Vorhaben ein Schwerpunktthema dar.
Mit seiner langfristigen systematischen Umsetzung
sollten die Grundlagen für die Einführung dv-gestütz-
ter Gesamtlösungen in der Verwaltung der HU gelegt
werden. Wegen der Komplexität des Vorhabens sollte
sich das Projekt in mehrere Realisierungsphasen glie-
dern, d.h. die zeitnahe Umsetzung von Teilprojekt-
ergebnissen war und ist Teil der Projektkonzeption.
Desgleichen war eine dem Vorhaben angemessene
Projektorganisation zu wählen.

Diese Projektorganisation gliedert sich wie folgt:
Der Lenkungsausschuß setzte sich in der Pilotphase
aus dem Kanzler (Vorsitz), den Abteilungsleitern der
Zentralen Universitätsverwaltung, den Direktoren von
Rechenzentrum und Universitätsbibliothek, der Leite-
rin der Rechtsstelle und dem Leiter des Organisations-
referats zusammen. Dieses Gremium traf Finalent-
scheidungen hinsichtlich der strategischen Ausrichtung
und Ressourcensteuerung des Projekts. Der Lenkungs-
ausschuß beauftragte eine Steuerungsgruppe mit der
Vorbereitung dieser Entscheidungen.

Die Steuerungsgruppe besteht aus dem Leiter des
Organisationsreferats (Vorsitz), dem Vizekanzler
(gleichzeitig Leiter der Haushaltsabteilung), dem
Direktor des Rechenzentrums, einem Mitglied des
Personalrates und dem Datenschutzbeauftragten. Als
weiteres Mitglied wurde eine Verwaltungsleiterin einer
größeren Fakultät berufen, um frühzeitig die Schnitt-
stellen zwischen der ZUV und den Fakultäten bzw.
deren Verwaltungen zu definieren. Die Leiterin der
Projektgruppe ist ständiges Mitglied des Gremiums mit
Vortragsrecht. Die Aufgabenstellung der Steuerungs-
gruppe umfaßt die Ziel- und Prioritätensetzung, die Ab-
nahme von Teilergebnissen, die Freigabe der nächsten
Projektschritte und die inhaltliche Bestimmung des
Projektes. Sie bereitet die Entscheidungen des Kanzlers
vor.

Die Projektgruppe des Rechenzentrums zeichnet für
die Realisierung verantwortlich. Sie präzisiert die Teil-
aufgaben und entwickelt hierzu Maßnahmenprogram-
me mit Terminplänen und Ressourcenverbrauch. Für
die Erarbeitung und Erweiterung der Dienstleistungen
bildet die Projektgruppe Unterarbeitsgruppen, in die
einzelne Mitarbeiter der ZUV einzubeziehen sind.

Nach Abschluß der Pilotphase wurde der Projektauf-
bau verschlankt: Die Konzepte im Zusammenhang mit

dem Verwaltungsnetz werden zwar in der sogenannten
Abteilungsleiterrunde diskutiert, der Lenkungsaus-
schuß im eigentlichen Sinne besteht jedoch nicht mehr.
Die Entscheidung über das jeweilige Vorgehen wird
vom Kanzler nach Vorschlag durch die Steuerungs-
gruppe getroffen. 

Zielsetzung des Vorhabens

Das Projekt „Verwaltungsnetz“ sollte von Beginn an
ein Stück Verwaltungsreform bedeuten und Anstöße -
über die alltägliche Arbeitsroutine hinaus - vermitteln,
die zur Gesamtzielsetzung beitragen, eine effiziente,
klientenorientierte Verwaltung zu schaffen, die quali-
tativ hochwertige Arbeitsergebnisse „produziert“.

Deshalb sollen hier zunächst die für die Zielsetzung
wesentlichen Grundüberlegungen des Gesamtvor-
habens dargestellt werden:

Die Kritik an der Öffentlichen Verwaltung insge-
samt geht einher mit einem generellen Wertewandel in
der Gesellschaft. Für die Verwaltung heißt das: Die
„Klienten“ (in unserem Falle: Studenten, Hochschul-
lehrer, Mitglieder usw.) sind kritischer geworden, was
den Umfang und die Qualität von Leistungen betrifft.
Die Verwaltung präsentiert ihren Klienten weiterhin
bürokratische, unklare, mit Kompetenzwirrwarr be-
frachtete Strukturen, die zu aufwendiger Prozeßgestal-
tung (feststehende Regeln, Schriftlichkeit) und zu einer
insgesamt festzustellenden Schwerfälligkeit führt. Die-
se Strukturen und Verfahren werden nicht nur extern
kritisch betrachtet, sondern führen auch zu internen
Schwierigkeiten hinsichtlich der Organisationsmitglie-
der. Führungsfragen, insbesondere nach Arbeitszufrie-
denheit und Motivation, aber auch die Ausstattung mit
Arbeitsmitteln, werden überwiegend mit unzeit-
gemäßen Instrumenten und Techniken beantwortet, die
nicht unbedingt den Erwartungshaltungen der Organi-
sationsmitglieder entsprechen.

Geht man von der These aus, daß Probleme bei in-
nerbetrieblichen Abläufen immer durch Komplexität,
Abhängigkeiten, Planrevisionen und Konflikten (insti-
tutionell und personell) entstehen und diese Probleme
bereits bei einer mittelgroßen Kommunalbehörde sicht-
bar werden, wird deutlich, welcher Anstrengungen es
bedarf, Lösungen für eine Universität zu finden.

Es sind nicht nur Führungsinstrumente zu schaffen
und zu erproben, die „mehr Qualität“, „höhere Kun-
denzufriedenheit“ überhaupt ermöglichen, vielmehr
sind auch die Arbeitsmittel bereitzustellen, die es er-
möglichen, Routinevorgänge zugunsten qualitativ
hochwertiger Tätigkeiten zurückzudrängen. Derartige
Aspekte bieten auch Chancen für Veränderungsstrate-
gien in der Öffentlichen Verwaltung: Gerade weil büro-
kratische Strukturen nach wie vor auf Vorstellungs-
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bildern aus anderem zeitlichen und gesellschaftlichen
Kontext (z.B. Taylorismus, Max Weber u.a.) beruhen,
sind sie kritisch zu überprüfen. Erfolgreiche Modell-
versuche für eine Verwaltungsmodernisierung im vor-
her geschilderten Sinne gibt es überwiegend nicht im
eigenen Arbeitsumfeld zu betrachten bzw. zu bestau-
nen: Die wenigen Modellversuche, bei denen auch zeit-
gemäße Arbeitsmittel zur Ausstattung gehören, gibt es
in der (Berliner) Verwaltungswirklichkeit nur verein-
zelt. Jeder Kontakt mit einem Dienstleistungsbereich
außerhalb der Verwaltung (Banken, Versicherungen,
Versandhäuser) zeigt den Beschäftigten jedoch tatsäch-
liche Möglichkeiten und Potentiale der Arbeitsgestal-
tung - zumindestens in technischer Hinsicht - auf.

Erfolgversprechende Umsetzungsstrategien in der
Öffentlichen Verwaltung scheinen darauf angelegt zu
sein, eine „lernende Organisation“ mit aktiv an Verän-
derung arbeitenden Mitgliedern zu schaffen. Voraus-
setzung hierfür ist ein klares System von Leitbildern
und Zielen, weitestgehender Delegation von Entschei-
dungsbefugnis und - nicht zuletzt - wenn Routineauf-
gaben zugunsten qualitativ hochwertiger Tätigkeiten
zurückgedrängt werden. Die derzeit existierenden
Steuerungsmechanismen der Verwaltung sind über-
wiegend nicht geeignet, diese Neustrukturierung zu un-
terstützen. Auch das Denken in Kategorien wie „Er-
gebnisorientierung“ oder „Kosten“ ist für die Mitar-
beiterschaft und auch für viele Führungskräfte neu und
bedarf somit einer mittel- bis langfristigen Einführung.
Die Frage, welche Ziele mit welchen Kosten und in
welcher Qualität zu verfolgen sind, bedarf einer um-
fassenden Diskussion und transparenten Gestaltung für
alle Prozeßbeteiligten. Diese Diskussion hat für das
Projekt „Verwaltungsnetz“ die Steuerungsgruppe be-
gonnen.

Aus all diesen Überlegungen und den vielen ergeb-
nislos verlaufenden Ansätzen, derartige Vorstellungen
umzusetzen, folgt nach hiesiger Auffassung die Not-
wendigkeit, all diese skizzierten Entwicklungen und
Schritte durch anschauliche und täglich erlebbare Ver-
änderungen zu unterstützen. Deshalb ist es notwendig,
dieses Projekt als ein Stück „erlebbare Verwaltungsre-
form“ zu gestalten, die es Führungskräften und Mitar-
beiterschaft gemeinsam ermöglicht, sich an den Ver-
änderungsprozessen gestaltend zu beteiligen.

Die Zielsetzung für das Vorhaben wurde von der
Steuerungsgruppe wie folgt präzisiert:

- Arbeitsvorgänge vereinfachen,
- organisatorische Zusammenhänge unterstützen,
- Datenschutz gewährleisten,
- Rationalisierungsansätze skizzieren,
- Serviceleistungen anbieten,
- Nutzen darstellen,
- Akzeptanzprobleme untersuchen,
- Erfahrungen im Umgang mit dem Betrieb von Netzen

sammeln.

Zwei Aspekte sollen nachfolgend eingehender darge-
stellt werden:

„Rationalisierung“ bedeutet im Zusammenhang mit
IT-Einführung nicht Wegfall von Arbeitsplätzen, son-
dern Zurückdrängen von Routinetätigkeiten zugunsten
von inhaltlich höherwertigen Aufgaben. Der Betrieb
des Verwaltungsnetzes hat eine Vielzahl von Erfah-
rungen in diesem Bereich ermöglicht. Z.B. braucht ein
im Sekretariat erstellter Text künftig von den Schreib-
kräften nicht mehr ausgedruckt zu werden, um dem
Verfasser die Möglichkeit zu geben zu korrigieren, zu
verändern usw. Der Text wird zunächst lediglich auf
dem Austauschlaufwerk bereitgestellt. Dies spart
sowohl Materialkosten als auch Wege- und Durchlauf-
zeiten, wenn man an die Nutzerstruktur denkt. Es erüb-
rigt sich, den so erstellten Text zu vervielfältigen und
durch Boten durch das Haus zu tragen. Vielmehr er-
halten die Teilnehmer am Verwaltungsnetz den Text
als Datei und entscheiden selbst, ob ein Ausdruck not-
wendig ist. Neben den Einsparungen im Material-
kostenbereich sind hier auch erhebliche Zeitgewinne
bei der Übertragung zu erwarten.

Ein nicht zu unterschätzender Rationalisierungs-
effekt ist in der regelmäßige Nutzung von Möglich-
keiten der E-Mail zu erkennen. Die problemlose Adres-
sierung, die Erreichbarkeit des anderen Teilnehmers
und die Möglichkeit der automatischen Bestätigung
des Erhalts der Nachricht sind hierbei hervorzuheben.
Mittlerweile ist der Einsatz von E-Mail ein unverzicht-
barer Bestandteil der täglichen Arbeit geworden. Durch
weitere Vereinfachung (Benutzeroberfläche mit Maus-
einsatz) bieten sich auch weitere, zeitsparende Einsatz-
möglichkeiten an: Der Dokumentenversand durch
„Anhängen“ des Textes, Sitzungseinladungen an defi-
nierte Teilnehmerkreise, Nachrichten bei Abwesenheit
des Ansprechpartners usw. vereinfachen die Kommu-
nikation in der Verwaltung erheblich.

Die zentral vorgehaltenen Verzeichnisse ersparen
ggf. eine eigene Ablage und eine ständige eigene Ak-
tualisierung. Auch hier sind nicht nur Materialkosten-
ersparnisse zu erwarten, sondern auch erhebliche Zeit-
gewinne bei den Bearbeitern, die weniger Zeit für die
Informationbeschaffung aufwenden müssen. Die Qua-
litätsverbesserung und die größere Wahrscheinlichkeit,
Fehlerquellen zu vermeiden, sind offensichtlich.

Die „Darstellung des Nutzens“, sofern man diesen
Nutzen in DM ausdrücken will, gestaltet sich in der Öf-
fentlichen Verwaltung überwiegend als schwierig.
Auch in diesem Fall kann der Nutzen (nur) verbal be-
schrieben werden und sich in Form von Qualitätsge-
winnen definieren. 

Ein z.B. kaum zu quantifizierender Nutzen, der je-
doch geradezu wie ein Quantensprung erscheint, ist die
Überarbeitung von Dokumenten im Verwaltungsnetz.
Im bestehenden Probebetrieb wurde ein Verfahren ent-
wickelt, in dem ein Dokument über mehrere Stationen
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überarbeitet werden kann und gleichzeitig dokumen-
tiert wird, wer welche Veränderungen vorgenommen
hat. Diese Veränderungen können nicht nur „elektro-
nisch“, sondern - falls noch erforderlich - auch in pa-
pierner Form dokumentiert werden. Damit entsteht für
alle Beteiligten in einem derartigen Verfahren ein
großer zeitlicher Vorteil, weil - wie sicherlich nachzu-
vollziehen ist - ein Großteil Verwaltungsaufwand
(Liege-, Wege- und Wartezeiten) entfallen kann.

Ein nicht unerheblicher Nutzen entsteht auch durch
die Standardisierung von eingesetzter Software im Ver-
waltungsnetzbetrieb. Die eingesetzten Standards zwin-
gen alle Beteiligten zur Nutzung der gleichen Software.
Damit entstehen bereits bei der Anschaffung erhebliche
Kostenvorteile für die HU. Darüber hinaus ist somit ge-
währleistet, daß alle Beschäftigten in der HU auch an
einem neuen Arbeitsplatz die gleichen Arbeitsgrund-
lagen weiterverwenden können. Dies ist bislang nicht
unbedingt Standard in der öffentlichen Verwaltung.
Für die Verwaltung insgesamt birgt die einheitliche
Software die Möglichkeit, auch unterschiedliche Daten
nach einheitlichen Kriterien weiter zu verarbeiten und
den Austausch von managementrelevanten Informatio-
nen über die Abteilungen hinweg sicherzustellen.
Damit ist ein deutlicher Schritt getan, um sogenannte
Medienbrüche zu vermeiden, d.h. Ausdrucke und
schlimmstenfalls sogar umfangreiches Neueingeben
von Daten zu vermeiden.

Zusammenfassung und Ausblick

Das weitere Vorgehen wird durch das Bestreben der
flächendeckenden Einführung des Netzbetriebes für
die Verwaltung und nach Konsolidierung des beste-
henden Serviceangebots bestimmt. 

Hinsichtlich des ersten Ziels bleibt anzumerken, daß
bereits jetzt - bei derzeit ca. 100 Nutzern und weiteren
Anmeldungen - die Verwaltung als „vernetzt“ gilt.
Schon nach Abschluß der Pilotphase des Projekts war
die Resonanz, verbunden mit dem Wunsch des soforti-
gen Anschlusses, außerordentlich positiv. Die Kapa-
zitäten, die weitere Anschlüsse in Vorbereitung und
Begleitung durch die Projektgruppe binden, bleiben
begrenzt. Die Steuerungsgruppe hat deshalb auch für
das Jahr 1997 bereits entsprechende Prioritäten gesetzt
und die Projektgruppe beauftragt, diese Arbeiten bis
zum Ende des Jahres abzuschließen.

Die Steuerungsgruppe hat in diesem Zusammenhang
die Zielsetzung auch dahingehend erweitert, daß früh-
zeitig versucht wird, die Fakultätsverwaltungen mit in
das Vorhaben einzubeziehen. Die Fakultätsverwaltun-
gen bekommen immer größere Bedeutung für die wei-
tere Verwaltungsarbeit in der ZUV (z.B. dezentrale
Ressourcenverantwortung, Verlagerung von Kompe-
tenzen hin zum Dekanat). Gleichzeitig wird die örtliche
Situation der Humboldt-Universität weiterhin von Zer-
splitterung auf viele Standorte gekennzeichnet sein.
Somit erscheint aus mehrerlei Gründen eine rechtzeiti-
ge Einbeziehung der dezentral angesiedelten Fakul-
tätsverwaltungen dringend geboten. Eine Checkliste,
welche Vorarbeiten in den Fakultäten zu leisten sind
und eine Aufstellung von Standardvorgängen für die
Fakultätsverwaltungen, die sich vorrangig für eine ver-
netzte Bearbeitung eignen, wurden skizziert und be-
dürfen nun der Konkretisierung durch die Betroffenen. 

Hinsichtlich der Konsolidierung des Serviceangebo-
tes sind die erforderlichen organisatorischen Regelun-
gen getroffen worden. Die Zuständigkeiten für die Da-
tenpflege wurden festgelegt, weitere Dienste, wie z.B.
das „Leitungsinformationssystem“ (aggregierte Daten
für die Entscheidungsfindung der Hausleitung und der
Verwaltung) sind eingeführt. Im weiteren Fortgang des
Projekts wird es darum gehen, für die einzelnen Mo-
dule „neue“ Unterprojektgruppen zu bilden, in denen
namentlich benannte Nutzer aus den jeweiligen Berei-
chen auch permanent Mitglied sind, um die Nutzer wei-
terhin frühzeitig in die Überlegungen mit einzubezie-
hen. Damit sollen die bisherige hohe Akzeptanz si-
chergestellt und eine kontinuierliche Verbesserung der
bestehenden Standards ermöglicht werden.

Die Absicht, für die Beschäftigten ein Stück erleb-
bare Verwaltungsreform zu schaffen, ist realisiert. Wie
große Teile der Kommunikation in der Verwaltung
ohne das Verwaltungsnetz betrieben wurden, bleibt aus
heutiger Sicht nahezu unerklärlich.

Michael Wullert
Leiter des Organisationsreferates und 

Vorsitzender der Steuerungsgruppe „Verwaltungsnetz“
E-Mail: michael=wullert@uv.hu-berlin.de

Häufig weiß man Dinge erst dann richtig zu schätzen, wenn sie plötzlich einmal ihren Dienst versagen. Beispiel Verwal-
tungsnetz. Kommt die Meldung „not available“, fällt man zwar noch auf einen „doppelten Boden“ wie Hauspost, Datenaus-
tausch per Diskette etc. Allerdings ist dies in der Regel eine harte Landung, denn sie kostet Zeit (da mehr und mehr Verwal-
tungsvorgänge auf diesen für mich schnellsten und effizientesten Kommunikationsweg abgestellt sind) und Nerven (da in der
Regel enge zeitliche Fristen keinen Aufschub für die anstehende Arbeit dulden). Fazit: der „doppelte Boden“ kann nur eine
Notlösung sein, wenn der „Königsweg“ Verwaltungsnetz geöffnet ist.

Engelbert Habekost 
Forschungsabteilung




